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Neues helvetisches Tagblatt.
Herausgegeben von Es cher und Usteri, Mitgl. der gesezg. Räthe.

Band II. à. X<7.VII. Bern, den 29. Nov. .i799> (9. Frimaire Vlll.)

G e se ; g e v » n g.

Bericht der Majorität der Senatskommission
über den, die Interimsregierung von Aü-
rich betreffenden Beschluß, von Lüthi v. S.

Wenn die Pcntarchen von Abdera an einem
kühlen Mvrgen die neue und wichtige Ent-
dcekung machten, daß der accredjkirte Gesandte
der Republik Athen eigentlich nichts mehr und
nichts weniger sey, a!s der Spion seiner Herr-
schaft, und daß er allen nur möglichen Mit-
teln aufbiete, um Abderas Staatsgeheimnisse,
Starke und Schwäche derselben zum beliebigen
und selten sehr freundschaftlichen Gebrauche zu
verrathen — und diese Männer, glühend und
beseelt vom Feuer der heiligen Vaterlandsliede,
ständen im Wahn, gerichtliche Untersuchungen
gegen diesen gefährlichen Mann verordnen zu
müssen, und das Kantonsgericht des Ange-
schuldigten weigerte sich von selbst darin wei-
ter zu schreiten, und nun käme den gesczge-
benden Räthen die Einladung zu, zu enrschei-
den: Vor welchem Richterstuhl der Re-
publik Abdera, dieser Handel gebracht
werden sollte? - BB. Repr., wenn sich
dieser Fall ereignete, würden wir nicht alle
mit den Abderiten antworten: Ueber all vorKeinen?

Es ist also nicht so sehr Nebensache, als
irgend «in Sykophant es wohl möchte glauben
machen, wenn man bei einer Einladung für
einen gegebenen Fall, einen Richierstuhl festzu-
setzen, ach ailcrvorderst frägt: 1) Was istdenn dieß für ein Handel, und 2) kann dieserHände wohl vor irgend einen Richtcrstuhl der
Republik gehören?-. Denn über beide Frazen
im"> ^ welcher einen Richterstuhi verlang-,
Niaan rü er kann etwas als ausge-
mmst.

d-e gesunde M-nschenver-
a

das Gegeuche-i bemerkt-und end-" > >!i das Gericht nur da, um zu richten,

und nicht um zu sagen: So etwas gehört nicht
vor uns!

Eure Commission glaubte daher, der Unter-
suchung des Beschlusses über die Jnterimsre-
gierung von Zürich müsse unumgänglich die
Erörterung der ungleich wichtigern Frage vor--
angehen: Kann irgend eine von einem Sie-
ger irgendwo eingesezte Interimsregierung in
Corpore, der richterlichen Gewalt, der von eben
diesem Sieger für die nämliche Gegend suspen?
dirien, d, i. so viel als aufgehobenen alten Re--
gierung unterworfen werden? Kann diese In-
tecimsregierung der alten vor dein Richter für
je etwas verantwortlich soyn, was sie zu Ve-
förderung der Absichten dieses Einsetzers frei-
willig und ungezwungen in Corpore unternom-
men hat? Und kann sich so eine Regierung
wohl jemals als frei und ungezwungen und
selbstst-ndig ansehen?

G-stüzt auf das Hochgefühl, zu keiner schlech-
ten That fähig zu feyn, und jeden Augenblik
bereit, über fein eigenes Thun und Lassen der
ganzen Weit Rechenschaft abzulegen, kann wohl
mancher Biedermann, voll des reinsten Enthu-
siasmus, ausrufen: Ja! ja! sie soll Rechen-
schaft ablegen. — Aber dieser edle Bürger be-
denkt nicht, daß mau wohl als Privatmann
etwas wünschen, aber als Gesezgcber unmöglich
fordern darf.

Ja! sagt er. Wohlan! jedes Gesez soll
allgemein seyn, soll irgend eine Strafe zur
Triebfeder enthalten. Wie würde also das
Gesez lauten? Es würde so heissen: Wir ver-
ordnen, daß jede von einem Siege? eingeführte
Interimsregierung nicht nur dem Sieger, son-
dern auch der von ihm verdrängten Regierung
für alles soll verantwortlich seyn, was sie für
den Sieger und gegen die alte Regierung un-
gezwungen unternommen hat. — Dann folgte
ein Criminalgesezbuch für alle dergleichen In-
ttrintsregierunZeil mit Ktttenstrafen u. f. w.
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TB. Repr. So ein Gese; zeigt Ihnen selbst

daß es mit sich im Widersprüche ist, weil man
über die eine nnd die nämliche Sache, nicht
jwei ganz sontradiktorisch entgegengefezten Par-
theien verantwortlich seyn kann. Man möchte
handeln oder nicht handeln, für beides würde
man gestraft werde».

2. Der Sa; umfaßt nicht nur die helvetischen
Interimsregierungen, sondern alle Jnrerimsre
gierungen der ganzen Welt. Und ich zweifle
ob die ganze Weit uns den Auftrag ertheilt
habe, ein Strafgcsez für die ganze Welt zu
machen. Die Sache gehört also überall nicht
vor die Gesezgcbung, sondern höchstens ins
Sraatsrecht.

z. Wenn der Sieger zu Gliedern der In-
terimsrcgierung nicht Hclvetier, sondern Man-
«er seiner Nation gewählt hätte wären
diese auch im Falle, vor helvetische Richter-
stuhle geschleppt zu werden? — Nein, sagt

Ihr — also nicht die Regierung selbst, nicht
der ganze Rath kann verantwortlich seyn; denn
Interimsregierung ist und bleibt Jnterimsregie-
rung, bestehe sie aus Krämern von Zurich,
oder auâ Rüsten und Qestreichcrn.

Ja, sagt Ihr, das ist eben die Sache; die
Glieder der Interimsregierung vou Zürich wa-
ren Hclvetier, oder wie die Pöbclsprache witzelt,
waren Hochgegchle und Hochgeehrte, insonders
Hochzuverchreude, Wohlcdclgeborne, gnädige,
souveraine Herren und Junker, Krümer, Fleisch-
Hacker, Bäcker, Schneider und Schuster der
Stadt Feckelsburg, am Feckelsee gelegen. Es
waren Heiri, Kuri, Käppi, und keine

Korsakows, Suwarows, Krays, Lich-
ten stcin s, Ester h a z y s :c. Ganz gut, aber
wo habt ihrs verboten, und wo konntet und
durftet ihrs verbieten, Mitglied der Interims-
Regierung in einer vom Feinde besezcen Ge-
gend zu werden? — Fühlt ihr ihn nicht selbst,^

den Unsinn so eines Verbots für eine Gegend,
die nicht niehr in unserer Gewalt wäre? Fühlt
ihr nicht das Lächerliche eines solchen Straf-
gesezbuches für Interimsregierungen, die es

nicht anerkennen dürfen, ohne aufzuhören, Re-
gierung zu seyn? Und gesezt, man würde>

euer Gele; respektiren, und Keiner in der Ge-j
gend würde in die Interimsregierung wollen,
oder dürfte wegen seiner Verantwortlichkeit ge-
gen die verdrängte Regierung in selbe sich cr-j
wählen lassen; würd« der Sieger nicht als-

dann lauter fremde, unverantwortliche
Leute darein ernennen müssen, oder wenigstens
solche einheimische erwählen, die mit ihm ge-
meine Sache machen, welche mit ihm sich wie-
der entfernen, und somit während seiner Ge-

gcnwart sich alle Barbareien und Willkührlich-
keircn erlauben würden?

Nein, BD. Repr., jeder Bürger hat à
solchen Fällen das Recht, und oft auch die

Pflicht, sich an die Spitze der Geschäfte stà
zu lassen, um Anarchie und Militärdespotie zu

verhindern, oder doch wenigstens zu vermindern,
und alles, was so ein Rath, so eine Corxo-

ration, so eine Regierung zum Behuf ihres

Urhebers thut, thut niemand, als der Urheber

selbst, so lange er ihren Verfügungen niltt
widerspricht — und widerspricht er ihnen, s«

sind sie von selbst aufgehoben — und wenn sie

dessen ungeachtet dennoch nicht aufgehchen
oder zurükgenommen würden, so ist es weê
stens nicht Sache der alten Regierung, snd

darein zu mischen, oder gar deßwegen Zlrosi
Urtheile zu diktiren.

Aber sie haben uns den Krieg angekündigt,
und waren doch immer noch unsere Brüdtt
und Mitschweizer und thaten wir ihnen dev
so gar nichts zu leide! DB. Repr., wer fuhn

es mehr, als ich, das Schrckliche, so in d>e>

sein Vorwurfe liegt, und das HerzzermalmeHc
des Gedankens: Schweizer gegen Sckw«^
zer haben sie aufgeboten! den Bürgerkrieg ^
den sie anfachen wollen! Schwei-erblut Men
sie vergiessen wollen, um die alte
d. i. das heilloseste Krämcrinonepol >rn i '
lichen und Weltlichen wieder zu erringen. ^BB. Rcpr., der Krieg, den man jess k"v '

der Krieg, den man jezt in der Schätz M ^

ist kein Etiquetten - kein Waitress-"/
bcrungs - Krieg wo man die Dbngkmen
Orts in ihrem Wesen oder unweien lagt,
man vom Bewohner der Kriegsgegend m /

fodert, als stille, ruhige» Passivität und ^>-
sclieserungen; es ist ein Sraatsunmal,u ^

Krieg, ein Krieg, nur den Religionskrieg
ähnlich, und mit ihm sogar ama^amirc.
muß man für oder wider die Sache
kein Mittelding ist einer Regierung, uns v

^
ders einer Ii terimsregierung möglich- ^muß, sie maß gezwungener N ^
Sache ihres Urhebers seyn o>.e.

zu cxisticen.
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Bit muß? Und wer will mich denn zwin-

gen, meinem Vaterlande den Krieg iu crklä-
reu? ruft mir einer zu. Und wo hat man
die Zürcher - Regierung gezwungen? wo die
Zürchertruppen zum Kriege zwingen wollen?
Dich Partikular zwingt wohl Niemand, als
eine Glarner-Landsgemeinde — was den Zwang
selbst aber betrifft, den Regierungen erdulden. O
wir kennen seit der Revolution nur viel zu
wohl die tausenderlei Arten, ohne Zwang zn
zwingen î Constitution! — Allianztraktat! —
Igooo Mann! Tlnz'i'inir volornà? — — ich
schweige, und füge nichts hinzu, als daß nur
tin Dubois Crance stirnlos da uns zu zwingen
sich erfrecht, wo ein Carl mit höflichen, von
seinen Handlangern freilich widersprochenen
Phrasen — zu thun erlaubt, was ich aber
keinem zu thun hatte rathen mögen.

Aus allen diesen Gründen folgt der natür-
liche Schluß:

r. Daß kein Eesezgeber Gesetze für feindliche
Interimsregierungen seines Landes machen dürfe
und könne.

2. Daß diese Interimsregierungen unverant-
wortlich der alten Regierung sind.

3. Daß sie von derselben nicht als Regie-
rung vor irgend einen ihrer Richterstühle könne
gezogen werden.

4- Daß alle Beschlüsse, die die Ziehung einer
solchen Regierung vor irgend ein Gericht der
alten Regierung betreffen, müssen verworfen
werden.

Und nun zum Beschlusse selbst. Hätte der
große Rath, wie es ihm angerathen worden,
m die so eben abgehandelte Hauptfrage nicht
eintreten wollen, hätte er sie nur als Neben-
,ache angeschen, so hätte er sich nicht einzig
u»d allein und ausschlieslich mit der Interims-
Regierung von Zürich, und mit dem Kantons-
geeicht daselbst abgeben sollen.

Der große Rath hätte dann lediglich sagen
sollen: Wenn irgend ein Gericht wegen Vor-
Zwutzung von Parrheilichkeit oder Verwandt-
ichaft zu sprechen sich weigert, oder recustrr
wird, so soll es so und so gehalten werden.
Und dann hatten wir doch etwas Allgemeines,
hatten ein Gejez gehabt, und vielleicht wäre
es ohne welters angenommen worden, ohne
daß es deßwegen eine rükwirkende Kraft hätte
bekommen dürfen. Aber der große Rath spricht

Zürich; giebt zu, daß sie könne vor Gericht
gezogen werden; sagt, wer ihr Richter sey,
und seyn müsse; benimmt also sogar das
Recht dem Richter, zu sagen: Das geHort
überall nicht vor uns, das gehört vor die, die

Krieg und Friede machen können — Kurz die
Resolution hat alle Merkmale der Verwerflichkeit.

Die Majorität eurer Commission kann daher
nicht umhin, euch die Verwerfung des Be^
schlusses anzurathen.

Die Maj. ist vollkommen derjenigen Mei-
nung, die die Herren der Interimsregierung
von Zürich und ihre Helfershelfer für ihre in-
dividnellcn bürgerlichen Vergehen den Orcsge-
richten unterwirft — dafür wünscht sie strengt
Bestrafungen nach Verdienen.

Die Maj. ist ferners überzeugt, daß die In-
terimsregicrung von Zürich als Regierung sehr
grob gefehlt habe. Als provisorisch hatte
sie nur die Pflicht, Anarchie zu verhindern,
und konnte nie das Recht haben, Krieg zu er-
klaren. Kriegserklärung findet nur zwischen
anerkannt selbstständigen Staaten Plaz. Aber
wenn dafür sie, die im Namen ihres Urhebers
handelte, nicht vor einen Richtcrstuhl geschleppt,
nicht gestraft werden darf — so kann und
darf sie als besiegt angesehen, und vom Sie-
ger, aber auch nur vom Sieger, als solche be-
handelt werden. Contribution, Gefangenschaft
bis zur Auswechslung, oder Deportation, darf
der Sieger, als solcher, gegen seinen besieg-
ten, in offener Fehde mit ihm stehenden Feind
verhängen.

Wäre die Interimsregierung von Zürich aus
Oestrcichern oder Russen bestanden, die Sache
wäre keinem Zweifel unterworfen gewesen —
aber auch bei Helvetiern ist die Sache keinem
Zweifel un erworfeu. Sie hotten sich entschwei-
zert und in Dienstbarkcit begeben; sie müssen
also als Leute von seinem Gefolge, als des
Siegers Leute, die von unserm Gesettschafts-
verein sich losgerissen, betrachtet werden — wenn
man anders nicht dasjenige thun will, wozu
uns Weisheit, Bruderliebe, allgemeines Elend
so dringend auffodern, wenn man nicht dekre-
tiren will, allgemeine Amnestie — Alloerges-
senheit dessen, was in der vom Feinde besez-
ten Schweiz widerfahren ist.

Eure Commission hält cS Ihrer und Eurer um
würdig Euch aufzufodern zu dieser Allvergessen-

..der ^eil. von der Interimsregierung vonheit und zu dieser Amnestie — aber das muß
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Sie Euch am Ende Ihres Berichts gegen etwa-'
wge Schreyer hinzufügen: Daß das Vaterland
darum nicht verloren ist, wenn man das nicht
thut, was man nicht thun darf — daß an keinen
ungerechten Beschluß annehmen dürfe, um ge
wisse Leute in ihrem sogenannten Patriotismus
zu erhalten — und daß endlich auch der eifrigste
reinste Republikaner dem Feinde der Republik
verzeihen, und dennoch für eben diese Republik
den schönen Tod des Vaterlandes sterben kann.

Bericht der Minorität der Senats - Commission
über die di-? Interimsregierung von Zürich
betreffende Bestrafung, vom Cart.

Den aisten lezten Wintermonats wurden die
gesezgebenden Rathe durch eine Bothschaft des
Direktoriums eingeladen, die Gerichtsbehörde
zu bestimmen, vor welche die, wegen ihrer Pro-
klamation vom 3. Herbstm. beschuldigte 'Inte-
rimsregierung von Zürich, gezogen, und ihr
der Prozeß gemacht werden könne.

Diese Frage nun hat der gr. Rath entschie-
den; seinen Beschluß haben Sie, BB. Sena-
koren, der Untersuchung einer Commissiou un-
kerworftn, die sich in ihren Meinungen getrennt
bat. Den Bericht der Majorität dieser Com-
mission haben Sie bereits angehört, nun folgt
hier das Gutachten der Minorität.

Nach dem gasten Art. der Constitution kann
Kas Direktorium, „wenn es von einer wider die
„äussere oder innere Sicherheit des Staats an-
„gesponnenen Verschwörung benachrichtigt wird,
„Vorführungs- und Verhaftsbefehle gegen die
„vermuthlichen Urheber derselben ergehen lassen.

Nach dem 97. Artikel „spricht das Kantons-
„Gericht in erster Instanz über Haupt- Crimi-
^nal-Sachen."

Hieraus folgt nothwendig, daß den geftzge-
Henden Rathen keineswegs das Recht zukomme,
zu entscheiden, „ob gegen die Mitglieder der
„Zürcher-Interimsregierung Verhaft könne oder
„nicht könne statt haben. " Da durch diese Ent-
scheidung die Geftzgebung sich die Verrichtun-
gen der vollziehe! den Gewalt anmaßen würde.

Es folget ferner hieraus, daß die Gesezge-
tung eben so wenig entscheiden kann, „ob diese

„Glieder schuldig oder unschuldig seyen," weil
sie dadurch in das Amt der richterlichen Ee-
walt greifen würde.

Endl-ch, und welche Wendung mg,,
dem Bericht der Majorität geben mag, kann er
nichts anders erzielen, als Vermengung àGewalten in eine einzige. — Alle fielen der Ge"
ftzgebung zu, die dadurch ein wahrer Despot
würde, und das ganze Gebäude der Consàtiou ware von Grund aus umaestürzt.

Der Beschluß des großen Raths hinge,?»
vermeidet mit einer weisen Sorgfältigkeit oicft
gefahrliche Klippe, er greift keinem Urtheil vor,
weder über die Frage.- ob die Jnterimsregic-
rung von Zürich in Corpore, oder individualité?
könne gerichtlich belangt werden, noch über die
Frage: ob ein feindlicher Einbruch in eine Ge-
gend Helvetiens alle Banse und Verhältnisse
zwischen dieser Gegend und dem gemeinschaft-
lichen Vaterland auflöse oder nicht? noch über
die Frage: ob die Proklamation dieser Inte-
rimsregierung die Folge der Gewalt oder ihres
freien Willens gewesen, er entscheidet weder,
ob die Mitglieder dieser Regierung schuldig oder
nicht schuldig seyen, noch ob sie verantwortlich
gemacht werden können; diese Fragen bleiben
alle unberührt und unentschieden, dem Aus-
jpruch der richterlichen Gewalt aufbehalten, die
einzig und allein sich mit Untersuchung derselben
abgeben darf. Vor dieser Gewalt werden den
Mitgliedern der Interimsregierung für ihre
Vertheidigung alle Thüren der Gerechtigkeit
offen stehn, sie werden alsdann nach Belieben
ihre Nnverantwortlichkeit vorschützen oder ihre
Unschuld darstellen können, die National-Ge-
rechtigkcit wird auch zu Rathe gezogen und
ausgeübt werden können.

So wird die heilsame Trennung der Gewals
ten refpcktirt, das Direktorium, die Gesezge-

bung und eine richterliche Behörde bleiben auf
ihrer Stelle, und jedes übt den Theil von Ge-
walt aus, den ihm die Constitution bestimmt
hat. Dieser Gesichtspunkt einzig ist der Sache
angemessen, unter diesem allein darf sie bewach-

tet werden; alle Erwägungen und Betrachtun-
gen, denen sich die Majorität der Commisson
überlassen hat, sind ihr ganz fremd, und ich

bedaure es von Herzen, daß îch, um sie ihres

Irrthums zu überführen, mich genöthiget sehe,

ein Feld zu betreten, das wir vermeiden sollten,
und das unsem Blicken nichts als traurige
Aussichten gewährt.

Die Fortsetzung folgt.
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